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Presseerklärung 
des Vorstandes der Stiftung Klima- und Umweltschutz MV 
 
 

Die Stiftung nimmt zu den gestrigen Aussagen des Finanzministers wie 
folgt Stellung: 
 
Die Hauptargumentationslinie des Finanzministers beruht leider nicht 
auf Tatsachen. Nicht wir haben eine Offenlegung aller Umstände 
verhindert, sondern das Ministerium. 
 
Die Stiftung hat im Mai 2022 ausdrücklich die Befreiung vom 
Steuergeheimnis hinsichtlich der Beantwortung der kleinen Anfrage 
8/641 erteilt. Damit war das Finanzministerium zufrieden. 
Weitere Nachfragen des Finanzministeriums zur Befreiung hat es 
monatelang nicht gegeben. 
 
Stattdessen hat sich das Finanzministerium hartnäckig geweigert, uns 
Einsicht in die dort geführten Akten zum Schenkungssteuerfall zu geben. 
Nachdem unser Steuerbüro vom Finanzamt erfahren hatte, dass es 
„jetzt eine politische Entscheidung“ sei und das Finanzministerium sich 
in das Verfahren eingeschaltet habe, war für uns wichtig zu erfahren, 
wer entschieden hat, 

− das Verfahren ins Finanzministerium zu ziehen, 

− wer die Sache dem Bundesfinanzministerium vorgelegt hat und 

− wie dessen Stellungnahme lautet und schließlich 

− wer die letztliche Entscheidung veranlasst und wer sie formuliert 
hat. 

 
Wir haben für eine entsprechende auf Beantwortung dieser Fragen 
abzielende Anfrage des Cicero unter dem 9. November 2022 auch 
ausdrücklich die Freigabe erklärt. Dennoch wurde die Beantwortung 
durch das Finanzministerium abgelehnt. 
Auch eine Klage der Stiftung auf Einsicht in die Akten zur 
Schenkungssteuer hat das Finanzministerium nicht zur Änderung seiner 
Haltung veranlasst. 
 
Das große Transparenzbedürfnis des Finanzministers ist erst entstanden, 
nachdem die Geschehnisse um die Verbrennung unserer Steueranträge 
öffentlichen Druck erzeugt haben. 
Bemerkenswert: die daraufhin erfolgte Anfrage zur Befreiung vom 
Steuergeheimnis an uns kam am 24. Februar 2023 und wurde am 
Samstag, den 25. Februar 2023 mit einer Fristsetzung bis Montag, 27. 
Februar 2023, 8:00 Uhr versehen. Offenbar in der Hoffnung, in dieser 
kurzen Zeit keine Freigabe zu erhalten und dies dann in der 
Pressekonferenz verkünden zu können. 
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Unsere Freigabe nach Beratung in der Vorstandssitzung am Montag ist 
übrigens beschränkt auf die aktuell interessierenden Vorgänge zur 
Schenkungssteuer im Finanzministerium und im Finanzamt, was der 
Finanzminister hoffentlich nicht überlesen hat. 
Wir haben dem Finanzministerium ausdrücklich mitgeteilt, dass wir 
„kein Ablenkungsmanöver unterstützen, das in der völligen Offenlegung 
aller Vorgänge die Stiftung insgesamt betreffend besteht, aber die in 
Wahrheit entscheidenden Vorgänge im Finanzministerium weiter unter 
Verschluss hält“. 
 
Selbstverständlich hat die Stiftung keinen Druck ausgeübt hinsichtlich 
einer Befreiung. Unser Steuerbüro hat unseren Anspruch ausführlich 
begründet, das ist alles. 
Unter Druck fühlen durfte sich das Finanzministerium allenfalls wegen 
unserer hartnäckigen Nachfragen zum Eingreifen des Ministeriums in 
unserem Steuerfall und zur Akteneinsicht. 
 
Übrigens bekommen wir nachträglich Zweifel an der Richtigkeit der 
Auskunft des Finanzministeriums vom 31. Mai 2022, dass der Fall 
inzwischen dem Bundesfinanzministerium zur Stellungnahme vorliege. 
Denn von einer Stellungnahme war nie wieder die Rede. Weder im 
Steuerbescheid noch vor dem Finanzgericht. Vielleicht also nur eine 
Ausrede, um die monatelange Verzögerung der Entscheidung über die 
Schenkungssteuer irgendwie plausibel zu machen? 
 
Der vom Finanzminister angeführte Ablehnungsgrund für eine 
Steuerbefreiung, dass nämlich die Zuwendung der 20 Millionen € auch 
für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb hätten verwendet werden 
können, trifft nicht zu. Es gab die klare inhaltliche Festlegung durch Nord 
Stream 2, dass diese Gelder ausschließlich für Klimaschutzprojekte des 
gemeinwohlorientierten Bereichs bestimmt waren und nur für 
entsprechende Projekte eingesetzt werden durften, was dann ja auch 
geschehen ist. 
 
Dafür gibt es zwar keine vor der entsprechenden Zuwendung getroffene 
schriftliche Vereinbarung. Diese Ausschließlichkeit der Verwendung war 
aber zwischen den Beteiligten völlig klar und ist ja auch später 
ausdrücklich schriftlich bestätigt worden. Und die entsprechende 
Überweisung an die Stiftung auf das Konto des gemeinwohlorientierten 
Bereichs trägt die Bestimmung „donation for environmental activities“. 
Als im Sommer 2022 erstmalig problematisiert worden ist, dass eine 
schriftliche Festlegung der Ausschließlichkeit für den Klimaschutz 
wünschenswert wäre, hat Nord Stream 2 unter dem 10. August 2022 
ausdrücklich bestätigt, dass diese Vereinbarung der Zuwendung und 
Zahlung von 20 Millionen € im Jahr 2021 seitens der Nord Stream 2 auf 
Grundlage von Beschlüssen der zuständigen Gremien im Januar 2021 
erfolgt ist. Hierbei wurden die Zuwendungen zur freien Verfügung des 
Vorstandes des gemeinwohlorientierten Bereichs für dessen 
satzungsgemäße Zwecke, Förderung des Klima- und Umweltschutzes, 
gewährt. Eine anderweitige Verwendung der Zuwendung als die für den 
genannten Zweck ist nicht erlaubt. 



 

Selbstverständlich sind im Übrigen auch mündliche Vereinbarungen 
bindend. Für den Fall, dass eine entsprechende mündliche Vereinbarung 
bestritten werden sollte, hat unser Steuerbüro gegenüber dem 
Finanzgericht Beweis dafür angeboten durch Vernehmung der 
Ministerpräsidentin und Herrn Warnig als Zeugen, die dies in einem 4-
Augen-Gespräch ausdrücklich endgültig festgelegt haben. 
 
Die Vorstandsmitglieder haben ihre Ämter ehrenamtlich im Interesse 
des Landes übernommen. Mit klaren Aufträgen von Landtag und 
Landesregierung, die damals allgemein für richtig gehalten wurden. 
Nach dem Einmarsch Russlands in die Ukraine haben wir umgehend 
jegliche Zusammenarbeit mit Nord Stream 2 eingestellt. Wir können 
aber die „auf ewig“ angelegte Stiftung, in deren Satzung inzwischen 
jeglicher Bezug zu Nord Stream 2 getilgt und die nur noch auf reinen 
Klimaschutz konzentriert ist, nicht auflösen, ohne strafrechtliche 
Konsequenzen und Schadensersatzansprüche befürchten zu müssen. 
 
Die Rücksichtslosigkeit, mit der dies einfach übergangen wird und wir 
„vor’s Loch geschoben“ werden sollen, um von eigenem Fehlverhalten 
abzulenken, hat uns durchaus bestürzt. Auch das ständige Pochen rein 
auf politischen Willen und politische Beschlüsse, das Rechtsfragen als 
unerheblich ignoriert, war und ist für uns völlig unverständlich. 
 
So auch die Forderungen, den Stiftungsvorstand endlich einfach 
abzuberufen. Rechtlich ist eine Abberufung nur aus wichtigem Grund 
möglich, also bei grober Pflichtverletzung. Dass in dem nachdrücklichen 
Beharren darauf, dass bei der beabsichtigten Beendigung der Stiftung 
die rechtlichen Voraussetzungen beachtet werden müssen, eine 
Pflichtverletzung liegen könnte, ist völlig abwegig. Offenbar soll die 
Abberufung schon deshalb möglich sein, weil dies politisch 
wünschenswert erscheint, um unabhängig von der Rechtslage endlich 
die Stiftung auflösen zu können. 
 
In der gemeinsamen Erklärung im Mai 2022 haben wir unseren Rücktritt 
zugesagt, sobald die Testate der Wirtschaftsprüfer vorliegen. Wir wollen 
einfach den Nachweis in den Händen halten, dass uns hinsichtlich 
unserer Geschäftsführung keine Vorwürfe gemacht werden können. Bei 
dieser Rücktrittszusage bleibt es. 
 
Wir sehen aber mit großer Sorge, dass die Regierung quasi mit der 
Brechstange versuchen wird, eine Beendigung zu erzwingen, obwohl 
eine Aufhebung durch die Stiftungsaufsicht wie auch die Auflösung 
durch einen Nachfolgevorstand inzwischen offensichtlich rechtswidrig 
wären. Denn selbstverständlich hat die Stiftung genug Partner und 
genug Geld (trotz des Zugriffs auf das Stiftungsvermögen mit der 
Schenkungssteuer), um auf Jahre gute Klimaschutzarbeit in der 
Zivilgesellschaft des Landes Mecklenburg-Vorpommern zu leisten. 
 
Trotzdem ist zu befürchten, dass sich Landesregierung, 
Nachfolgevorstand und Justiz nach unserem Rücktritt in rechtswidriges 



 

Verhalten verstricken werden, das dem Ansehen des Landes noch 
erheblich mehr schaden wird als eine verbrannte Steuererklärung. 


